
6 C 6086/18 (VI) 

I n dem Rechtsstreit 

- Abschrift -

Amtsgericht 
Oldenburg (Oldb) 

Zugestellt gern. § 310 Abs. 3 ZPO an 
KlägerNertreter arn: 
BeklagterNertreter arn: 
Oldenburg, 

.~~ Justizobersekretärin 
als Urkundsbearntin der Geschäftsstelle 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

Lorraine Media GmbH, Hauptstraße 117, 10827 Berlin 

Prozessbevollmächtigter: -
gegen 

Klägerin 

Beklagter 

chtigte: Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte Dr. 

Geschäftszeichen : 

hat das Amtsgericht Oldenburg (Oldb) im Verfahren~ 495 a ZPO auf die mündliche 
Verhandlung am durch die Richterin am Amtsgericht __ für Recht erkannt: 

1. Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom 31. Januar 
2018 AZ: 17 - 1137855 - 0 - 5 bleibt mit der Maßgabe aufrechterhalten, dass 
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der Beklagte verurteilt wird, an die Klägerin 598,50 € nebst Zinsen in Höhe 
von 9 % aus 598,50 € seit dem 29. Dezember 2017 zu zahlen. 

2. Im Übrigen wird der Vollstreckungsbescheid aufgehoben und die Klage ab
gewiesen. 

3. Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits. 

4. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

5. Der Streitwert wird auf bis zu 500 € festgesetzt. 
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Von der Darstellung des 

Tatbestandes 

wird gemäß § 313 a Abs. 1 ZPO abgesehen. 

Entscheid ungsg rü nde 

Die Klage ist begründet. 

Der Vollstreckungsbescheid war aufrecht zu halten. Die Klägerin hat gegenüber dem 

Beklagten einen Anspruch auf Vergütung aus dem zwischen den Parteien geschlos

senen gewerblichen "Daueranzeigenauftrag zu selbstständigen/beruflichen Tätigkeit 

als Model" vom 11 . Juni 2017. 

Der zwischen den Parteien unstreitig geschlossene Daueranzeigenauftrag ist weder 

durch Widerruf noch durch Anfechtung des Vertrages unwirksam geworden. Der Ver

trag ist auch nicht sittenwidrig. 

Der Vertrag ist nicht wirksam gemäß § 355 BGB widerrufen worden. 

Es bestehen bereits erhebliche Zweifel daran, dass der Beklagte in diesem Fall als 

Verbraucher gehandelt hat. Der Beklagte dürfte hier viel mehr als Unternehmer im 

Sinne des § 14 BGB gehandelt haben. Auf dem unterzeichneten Vertragsformular 

ergibt sich, dass ein "gewerblicher Daueranzeigenauftrag zu selbständigen/beruflichen 

Tätigkeit" zu Erwerbszwecken erteilt worden ist. Weiterhin ist angegeben, dass der 

Beklagte seine Tochter als Fotomodell in Film, Werbefotografie und Musikvideos ein

gesetzt wissen will. Mithin ist die im Zusammenhang mit dem Anzeigenauftrag ste

hende geplante Tätigkeit eine Erwerbstätigkeit des Beklagten. 

Darüber hinaus ist der Widerruf auch gemäß § 315 f Abs. 5 BGB unzulässig. Denn 

Vertragsgegenstand zwischen den Parteien sind rein digitale Inhalte. Insoweit hat der 

Beklagte die Klägerin damit beauftragt, eine digitale Fotoanzeige anzufertigen , die 

ausschließlich in digitaler Form hergestellt wird und ausschließlich im Internet veröf-
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fentlicht bzw. digital geliefert wird. Insoweit wird auf das Auftragsformular (K1) verwie-

sen. 

Der Vertrag ist auch nicht sittenwidrig. 

Es ist nicht erkennbar, dass vorliegend durch den Vertragsschluss ein Verstoß gegen 

die guten Sitten gemäß § 138 BGB vorliegt. Vorliegend wurde ein Werbe-und Anzei

genauftrag für die Veröffentlichung von Fotos der Tochter des Beklagten zwischen 

dem Beklagten und der Klägerin vereinbart. Es wurden Fotos auftragsgemäß angefer

tigt und, wie im Vertrag vereinbart, veröffentlicht. Dass hierin ein Verstoß gegen die 

guten Sitten zu sehen ist, ist vorliegend nicht zu erkennen. Auch die fehlende Zustim

mung der Mutter der Tochter in die Veröffentlichung von Fotos führt nicht dazu, dass 

von einem Verstoß gegen die guten Sitten auszugehen ist. 

Der Vertrag ist auch nicht wegen Wuchers gemäß § 138 BGB unwirksam. Allein der 

Vortrag, dass der vereinbarte Preis unverhältnismäßig sei, begründet noch nicht die 

Unwirksamkeit der Vertragsvereinbarung. Grundsatz ist die Privatautonomie der Par

teien. Dabei obliegt es den Parteien, sich über einen Preis zu einigen . Der Beklagte 

hat dem vertraglich festgesetzten Preis durch seine Unterschrift zugestimmt. Daher 

führt nicht jeder Preisabrede, die teurer ist als üblich, zur Unwirksamkeit der Vereinba

rung . Nur unter der Voraussetzung, dass ein Wucher vorliegt im Sinne des § 138 

BGB, führt dies zur Unwirksamkeit der Preisvereinbarung. Vorliegend ist jedoch ein 

solcher Wucher nicht allein dadurch vorgetragen, dass der Beklagte von einem unver

hältnismäßigen Preis spricht. Andere Umstände sind nicht dargelegt und auch nicht zu 

erkennen. 

Der Vertrag noch nicht wirksam angefochten worden. Ein Anfechtungsgrund liegt nicht 

vor, er ist auch nicht substantiiert vorgetragen. Der Vertragstext, den der Beklagte un

terschrieben hat, ist klar und verständlich. Anhaltspunkte für eine arglistige Täuschung 

ebenfalls nicht vorgetragen. Wenn der Beklagte nunmehr vorträgt, dass er einen sol

chen Vertrag nicht abschließen wollte, liegt der Fall einer unbeachtlichen Vertrags

reue, bzw. eines unbeachtlichen Motivirrtums vor. 
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Der darüberhinausgehende Antrag der Klägerin auf Zahlung von Zinsen seit Zustel

lung des Mahnbescheides war indes zurückzuweisen. Die Klägerin hat nicht vorgetra

gen, dass der Beklagte vorgerichtliche in Verzug gesetzt worden ist. Dass eine Zeit 

nach dem Kalender bestimmt war, ist ebenfalls nicht vorgetragen. Die Bestimmungen 

Buchstabe d) der AGB, wonach der zu zahlende Gesamtbetrag innerhalb von 10 Ta

gen nach Unterzeichnung der Vereinbarung fällig ist, stellt keine kalendermäßige Zeit

bestimmung im Sinne des § 286 BGB dar, sodass eine Mahnung erforderlich gewe

sen wäre, um die Beklagte in Verzug zu setzen. Eine solche jedoch nicht vorgetragen. 

Zinsen können daher nicht als Verzugsschaden gemäß § § 280,286,288 BGB geltend 

gemacht werden, sondern nur gemäß § 291 BGB. 

Der Antrag auf Verzugskostenpauschale gemäß § 288 Abs. 5 BGB ist bereits im Voll

streckungsbescheid beantragt worden, sodass eine gesonderte Verurteilung nicht er

folgen konnte. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § § 92 Abs. 2 Nummer 1 ZPO. 

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus § § 708 Nummer 11,713 

ZPO. 

-Richterin am Amtsgericht 
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